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Der Zehnte

Die Meinung ist verbreitet, die Bevölke-
rung habe unter dem sog. «Zehnten» – 
vor allem im Mittelalter – gelitten und die-
se Steuer sei eine harte und ungerechte 
gewesen. Heute wird das Loblied auf 
den Grundsatz der Besteuerung nach der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ge-
sungen, was nichts anderes heisst, als 
dass wirtschaftlich Schlechtergestellte 
prozentual oder via hohe Abzüge weniger 
bis keine Steuern entrichten müssen 
(oder ihr Existenzminimum gar nicht be-
steuert wird) und man dieses Manko bei 
den Bessergestellten wieder hereinholt.

Der «Zehnte» bedeutete eine Abgabe auf 
Grund und Boden oder Vieh in Naturalien. 
Im Mittelalter kannte man ihn in einer 
Vielzahl von Formen und Ausprägungen, 
z. B. als den Heuzehnt, den Viehzehnt, 
den Weinzehnt, den Holzzehnt oder den 
Fleischzehnt. Interessant am «Zehnten» 
ist der Grundsatz, dass er in Prozenten 
des Brutto-Ertrags gerechnet wurde, 
also z. B. 10% einer Ernte.

Aus heutiger Sicht könnte man den 
«Zehnten» als «Bruttoeinkommenssteu-
er» bezeichnen: Die Vermögenslage und 
die übrigen Einkünfte des Pflichtigen wa-
ren im Prinzip unerheblich und seine Ge-
winnungskosten interessierten ebenfalls 
nicht. Vom Bruttoertrag oder von einem 
vorgegebenen Soll-Ertrag war einfach ein 
bestimmter Abgabesatz zu entrichten. 
Mit welchem Aufwand der Abgabepflich-
tige den Ertrag erwirtschaftete, blieb bei 
der Steuerbemessung ohne Bedeutung.

Heute ist in einigen Kantonen die Flat-
Rate-Tax in Mode gekommen, wobei 

man mit Sozialabzügen und Steuerfreibe-
trägen bestimmte Kategorien von Steuer-
pflichtigen freistellt oder zumindest ent-
lastet. 

Von der Idee her gesehen nähert man 
sich daher wieder einer linearen Besteue-
rung wie beim «Zehnten» und verwendet 
hierfür indessen ein neudeutsches Mo-
dewort. In extremis landen wir dann bei 
einem Steuermodell, das sich dem mit-
telalterlichen «Zehnten» annähert. 

Das Fiskalergebnis mag dabei unverän-
dert bleiben. Sozialapostel mögen ein 
derartiges System als steinzeitlich be-
zeichnen. Und trotzdem: Belohnt würden 
diejenigen Steuerpflichtigen, die ihren 
Bruttoertrag mit wenig Aufwand erwirt-
schaften und damit die benötigten finan-
ziellen und materiellen Ressourcen effizi-
ent und sparsam einsetzen. Der von den 
Steuerverwaltungen für die Kontrolle der 
Steuererklärungen zu leistende Aufwand 
könnte zudem markant sinken – und we-
niger gestresste Steuerkommissärinnen 
und -kommissäre wären ein willkomme-
ner Nebeneffekt der ganzen Übung.

Das Team der Merki Treuhand AG dankt 
für die gute Zusammenarbeit im Jahr 
2011 und wünscht Ihnen persönliches 
Wohlergehen und unternehmerischen 
Erfolg im neuen Jahr 2012.

Unsere Büros bleiben zwischen Weih-
nachten und Neujahr geschlossen.

Mit freundlichen Grüssen	  
Merki  Treuhand AG
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Wertpapier-Verlust/Der elektronische Register-Schuldbrief

Aufgrund der Motion von FDP-Ständerat 
Fritz Schiesser (GL), der die Einführung des 
papierlosen Register-Schuldbriefs verlang-
te, aktualisierte der Bundesrat das Immobi-
liarsachenrecht. Die teilrevidierten Bestim-
mungen des 4. ZGB-Teils gelten ab 1.  1. 
2012. Gleichzeitig werden auch die totalre-
vidierte Grundbuchverordnung (GBV) und 
die neue Verordnung über die elektroni-
sche öffentliche Beurkundung (VeöB) allge-
mein rechtsverbindlich.
Hauptthemen der Revision waren der Aus-
bau des Grundbuchs zu einem zeitgemäs
sen Bodeninformationssystem (insbeson-
dere damit auch Neuerungen im Dienst-
barkeitsrecht) und neue Bestimmungen im 
Grundpfandrecht (namentlich mit Neuerun-
gen im Schuldbriefrecht).
Beim Grundpfandrecht gilt generell neu, 
dass Rechtsgeschäfte auf Errichtung eines 
Grundpfands stets der öffentlichen Beur-
kundung bedürfen (Art. 799 Abs. 2 nZGB). 
Bislang war die Errichtung eines Eigentü-
mergrundpfands auch mit einfacher Schrift-
lichkeit möglich. 
Als neues Grundpfand wird nun der Regis-
ter-Schuldbrief eingeführt. Es ist dies ein 
Pfandrecht, das mit seiner (elektronischen) 
Eintragung im Grundbuch bereits Rechts-
wirkung erlangt, so wie dies bei der Grund-
pfandverschreibung heute schon der Fall 
ist. Bei den bisherigen Schuldbriefformen 
(Inhaber-, Namenschuldbrief) – die nach 
wie vor rechtsgültig sind – wird stets ein 
Pfandtitel in Papierform ausgestellt 
(Art. 856 Abs. 1 ZGB). Dieser ist ein eigent-
liches Wertpapier (wie eine Aktie). Demge-
genüber ist der Register-Schuldbrief ein 
papierloses Pfandrecht. Der Grundbuch-
verwalter stellt beim Register-Schuldbrief 
also keinen Schuldbrief mehr aus. Als 
Pfandgläubiger eines Register-Schuldbriefs 
gilt der im Grundbuch eingetragene Gläubi-
ger (Art. 857 nZGB) und nicht wie beim In-
haber- oder Namenschuldbrief derjenige, 
der den Pfandtitel physisch in Händen hält. 
Ergo muss beim Übertragen des Register-
Schuldbriefs nur der neue Gläubiger im 
Grundbuch eingetragen werden, während 
bei den Papierschuldbriefen der Pfandtitel 
dem neuen Gläubiger ausgehändigt wer-

den muss; dies verlangt beim Namen-
schuldbrief zudem noch einen Indossie-
rungsvermerk auf dem Schuldbrief.
Die Übertragungs- bzw. Aushändigungser-
fordernis der Schuldbriefe als eigentliche 
Wertpapiere birgt die Gefahr der Zerstö-
rung bzw. des Verlusts. Beide ziehen je-
doch nicht unbedingt die Ungültigkeit 
bzw.  Rechtsunwirksamkeit des Pfand-
rechts im Grundbuch nach sich. Spätestens 
bei anstehenden Grundstückmutationen 
im Grundbuch muss das Schicksal eines 
Pfandtitels aber geklärt werden. Ist dieser 
nicht mehr vorhanden, leitet das örtlich zu-
ständige Gericht zwingend ein so genann-
tes (zeit- und kostenintensives!) Amortisa-
tions- oder Kraftloserklärungsverfahren ein. 
Erst nach dreimaliger Publikation der Gläu-
bigeraufforderung im Schweizerischen 
Handelsamtsblatt innerhalb eines Kalen-
derjahrs kann das Gericht einen verlustig 
gegangenen Pfandtitel als kraftlos erklären. 
Diese lange Dauer kann im Rechtsverkehr 
einschneidende Folgen haben. Mit der Re-
vision wird die Frist zwar auf sechs Monate 
reduziert (Art. 865 Abs.2 nZGB), doch die 
Unwägbarkeiten bleiben bestehen.
Solche Probleme sind beim neuen papier-
losen Register-Schuldbrief nicht zu be-
fürchten. Darum wird sich der Register-
Schuldbrief im Rechtsverkehr zwischen 
Grundeigentümern und Grundbuchamt ei-
nerseits und Gläubigern/Banken ander-
seits aus Sicherheits- und Kostengründen 
rasch durchsetzen.
Wer als Grundeigentümer Schuldbriefe in 
Papierform besitzt, die vor dem 31. 12. 2011 
errichtet wurden, kann diese ab dem 
1. 1. 2012 mittels einfacher Grundbuchan-
meldung in einen neuen Register-Schuld-
brief umwandeln lassen. Dabei ist der 
Werttitel ebenfalls dem Grundbuchamt 
einzureichen. Das gleiche Verfahren gilt 
auch für Pfandgläubiger. Nach dem 1. 1. 
2012 errichtete Papierschuldbriefe müssen 
dagegen ein solches Verfahren mittels öf-
fentlicher Beurkundung einleiten. Aus den 
dargestellten Rechtssicherheits- und Kos-
tengründen empfiehlt es sich, ein 
entsprechendes Umwandlungsverfahren 
durchzuführen.



Absicherung des überlebenden Ehegatten

Wenn Ehepaare keine Vorkehrungen für 
den Todesfall treffen, riskieren sie, dass 
der überlebende Ehegatte in finanzielle 
Schwierigkeiten gerät.

Erbteilung
Das eheliche Vermögen besteht beim 
Güterstand der Errungenschaftsbeteili-
gung aus den Eigengütern der Ehegatten 
(= in die Ehe eingebrachtes Vermögen + 
während der Ehe erhaltene Erbschaften 
und Schenkungen) und der Errungen-
schaft (= während der Ehe erspartes ge-
meinsames Vermögen). Beim Tod eines 
Ehegatten setzt sich sein Nachlassver-
mögen aus seinem Eigengut und der 
Hälfte der Errungenschaft zusammen. 
Falls Kinder vorhanden sind, erhält von 
diesem Nachlassvermögen der überle-
bende Ehegatte die Hälfte und die Kinder 
die andere Hälfte. Sind keine Eigengüter 
vorhanden, geht somit ein Viertel des 
ehelichen Vermögens an die Kinder. Falls 
ein grosser Teil des ehelichen Vermögens 
aus Eigengut des verstorbenen Ehegat-
ten besteht, erhöht sich das Nachlassver-
mögen und damit auch der Anteil der Kin-
der entsprechend. Dies kann dazu füh-
ren, dass ein nicht unerheblicher Teil des 
ehelichen Vermögens an die Kinder aus-
bezahlt werden muss. Falls ein grosser 
Teil des Vermögens in der selbst be-
wohnten Liegenschaft investiert ist, kann 
dies dazu führen, dass die Liegenschaft 
verkauft werden muss, damit die Kinder 
ausbezahlt werden können. 

Massnahmen
Mittels Ehevertrag kann gestützt auf Art. 
216 ZGB der überlebende Ehegatte ge-
genüber den Kindern begünstigt werden. 
So ist es möglich, gegenüber gemeinsa-
men Nachkommen die gesamte Errun-
genschaft dem überlebenden Ehegatten 
zuzuweisen. Mittels Testament oder Erb-
vertrag können die Nachkommen auf den 
Pflichtteil gesetzt werden oder es kann 
dem überlebenden Ehegatten die Nutz-
niessung am Nachlass der Kinder zuge-
wiesen werden. In einem Erbvertrag 
können die Kinder auf einen Teil oder das 

gesamte ihnen zustehende Erbe verzich-
ten, damit der überlebende Elternteil fi-
nanziell abgesichert ist.

Einkommen
Neben der Aufteilung des Vermögens 
muss aber auch dem zukünftigen Ein-
kommen des überlebenden Ehegatten 
Beachtung geschenkt werden. Stirbt der 
Ehegatte mit dem niedrigeren Einkom-
men, welcher bisher wenig zu den Fami-
lienauslagen beigetragen hat, ergeben 
sich kaum Probleme, weil das Einkom-
men des überlebenden Ehegatten mehr 
oder weniger unverändert weiter fliesst. 
Stirbt der Ehegatte mit dem höheren Ein-
kommen, mit welchem bisher die Haupt-
last der Auslagen bestritten wurde, tre-
ten an die Stelle dieses Einkommens die 
Renten der Sozial- und/oder Unfallversi-
cherung, der Pensionskasse und allen-
falls der zusätzlichen privaten Vorsorge 
oder es werden Kapitalzahlungen an 
Stelle von Rentenleistungen fällig. Sind 
(minderjährige oder in Ausbildung ste-
hende) Kinder vorhanden, so werden ne-
ben der Witwenrente auch Waisenrenten 
ausbezahlt. Zu beachten ist, dass je nach 
Todesursache (Krankheit oder Unfall) an-
dere Versicherungsträger für die Todes-
fallleistungen verantwortlich sind und 
sich deshalb auch die Versicherungsleis-
tungen bei Tod durch Krankheit oder Un-
fall unterscheiden. Von Zeit zu Zeit sollte 
überprüft werden, ob die Leistungen 
beim Tod des Ehegatten ausreichen, um 
finanziell möglichst sorgenfrei weiterzu-
leben, um den Verpflichtungen für Woh-
nung oder Haus nachzukommen und um 
den Kindern eine möglichst gute Ausbil-
dung zu ermöglichen. Gleichzeitig sollte 
auch überprüft werden, ob im Invalidi-
tätsfall des einen oder anderen Ehegat-
ten die Versicherungsleistungen ausrei-
chen, um den gewohnten Lebensstan-
dard ohne grosse Einschränkungen zu 
halten. Deckungslücken können allenfalls 
mit selber finanzierten Versicherungen in 
der Säule 3a oder 3b gedeckt werden.



Lohnabzüge/AHV-Renten ab 1. Januar 2012

Die AHV/IV/EO- und ALV-Abzüge sowie die Mindestbeiträge (Fr. 475.–) bleiben für das 
Jahr 2012 unverändert. Nichterwerbstätige Ehefrauen und Ehemänner sind von der 
Beitragspflicht befreit, sofern der Ehegatte bei der AHV als Erwerbstätiger gilt und 
mindestens Fr. 950.– (d. h. den doppelten Mindestbeitrag) pro Kalenderjahr entrichtet. 
Diese Regel gilt neu auch uneingeschränkt, wenn der erwerbstätige Teil das ordentli-
che Rentenalter (Frauen 64. und Männer 65. Altersjahr) erreicht hat. Sie findet auch 
Anwendung auf eingetragene Partnerschaften.

Einen Überblick über die im Jahr 2012 gültigen Lohnabzüge und AHV-Renten liefert die 
folgende Aufstellung:

2011 2012
AHV/IV/EO/ALV
AHV/IV/EO 10,3 % 10,3 %
ALV 2,2 % 2,2 %
Total 12,5 % 12,5 %

Arbeitnehmerbeiträge 6,25 % 6,25%
Solidaritätsbeitrag ab Fr. 126 000 – max. Fr. 315 000 1% 1 %

Höchstgrenze ALV und UVG
pro Monat 10 500 10 500
pro Jahr 126 000 126 000

Beitragsfreier Lohn für 64-/65jährige:
pro Monat 1 400 1 400
pro Jahr 16 800 16 800

BVG-Obligatorium
Maximal massgebender Jahreslohn 83 520 83 520
Koordinationsabzug 24 360 24 360
Max. koordinierter BVG-Lohn 59 160 59 160
Arbeitnehmer obligatorisch zu versichern ab Jahreslohn 20 880 20 880
Min. koordinierter BVG-Lohn 3 480 3 480

Maximaler Steuerabzug für Säule 3a*
Abzug in Ergänzung zu 2. Säule 6 682 6 682
Selbständigerwerbende ohne 2.Säule 33 408 33 408
bzw. max. 20 % des Einkommens

AHV-Renten
Minimale einfache AHV-Rente 1 160 1 160
Maximale einfache AHV-Rente 2 320 2 320
Min. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten 1 740 1 740
Max. Gesamttotal von 2 gesplitteten Ehegattenrenten 3 480 3 480

* �Bei Erwerbstätigkeit über das Rentenalter hinaus kann der Bezug der Altersleistung 
der Säule 3a um maximal 5 Jahre hinausgeschoben und es können während maxi-
mal 5 Jahren Beiträge bezahlt werden.


